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Richtlinie der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR 

über die Festsetzung 

der Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs 

im Gemeinschaftstarif für den Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) 

als Höchsttarif 

(Ausbildungsverkehr-Richtlinie AusbV-RL) 

 

Die Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR erlässt hiermit  
 

- auf der Grundlage des § 11a ÖPNVG NRW  
 

- auf der Grundlage der § 5 Abs. 2 Ziff. 3a ZVS und § 9 Abs. 5 AöR-Satzung (Finanzie-
rungsübertragung der Aufgabenträger auf die VRR AöR) 
 

- mit Beschluss des Verwaltungsrates vom 17. März 2011 
 

 die nachfolgenden Regelungen als ALLGEMEINE VORSCHRIFT gemäß Art. 3 Absatz 2 VO 
(EG) Nr. 1370/2007:  
 
 
§ 1 Die Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs im Gemeinschaftstarif für den 

Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) werden im Rahmen einer allgemeinen Vorschrift als 
Höchsttarif i. S. v. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 festgesetzt. Die damit verbunde-
ne gemeinwirtschaftliche Verpflichtung umfasst 
 
a) die Beförderung von Fahrgästen im Verkehr mit Straßenbahnen und Obussen, im Li-

nienverkehr mit Kraftfahrzeugen nach § 42 und § 43 Nr. 2 PBefG mit Quelle und Ziel 
im Verbundgebiet zu den jeweils von den Genehmigungsbehörden zugestimmten Be-
förderungsentgelten, Beförderungsbedingungen und Tarifbestimmungen des VRR-
Gemeinschaftstarifs für Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs; 

 
b) den Abschluss eines Kooperationsvertrages oder ausnahmsweise im Falle geringfü-

giger Verkehrsleistungen im Übergangsbereich (ein- und ausbrechender Verkehr) ei-
nen Assozierungsvertrag mit der VRR AöR; 

 
c) die Teilnahme am Einnahmenaufteilungsverfahren im VRR nach Maßgabe der ent-

sprechenden Verträge. 
 
Das komplette VRR-Tarifwerk ist im Internetauftritt der VRR AöR abrufbar (www.vrr.de). 
 

§ 2 Geografischer Geltungsbereich der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung ist das Gebiet 
des Zweckverbands Verkehrsverbund Rhein-Ruhr. Dieses umfasst die Gebiete der 
Stadt Bochum, der Stadt Bottrop, der Stadt Dortmund, der Stadt Düsseldorf, der Stadt 
Duisburg, des Ennepe-Ruhr-Kreises, der Stadt Essen, der Stadt Gelsenkirchen, der 
Stadt Hagen, der Stadt Herne, der Stadt Krefeld, des Kreises Mettmann, der Stadt Vel-
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bert, der Stadt Monheim am Rhein, der Stadt Mönchengladbach, der Stadt Mülheim an 
der Ruhr, des Rhein-Kreises Neuss, der Stadt Dormagen, der Stadt Neuss, der Stadt 
Oberhausen, des Kreises Recklinghausen, der Stadt Remscheid, der Stadt Solingen, 
des Kreises Viersen, der Stadt Viersen und der Stadt Wuppertal. 

 
§ 3 Soweit mit benachbarten Verkehrs-und Tarifverbünden oder Tarifgemeinschaften tarifli-

che Regelungen für den grenzüberschreitenden Verkehr bestehen, sind diese ebenfalls 
Bestandteil des VRR-Gemeinschaftstarifs. 

 
§ 4 Unternehmen, welche den VRR-Gemeinschaftstarif anwenden, haben Anspruch auf 
 

a) den Abschluss eines Kooperationsvertrages gemäß Musterkooperationsvertrag (An-
lage 1) oder ausnahmsweise im Falle geringfügiger Verkehrsleistungen im Über-
gangsbereich (ein- und ausbrechender Verkehr) auf den Abschluss eines Assozie-
rungsvertrag mit der VRR AöR 

 
b) die Teilnahme am Einnahmenaufteilungsverfahren im VRR nach Maßgabe der ent-

sprechenden Verträge 
 
und 
 

c) die Gewährung von Ausgleichsleistungen für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 
i.S.v. Art. 2 lit. g) VO (EG) Nr. 1370/2007 nach näherer Maßgabe der Anlage 2 zu 
dieser Richtlinie soweit die Anwendung der Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbil-
dungsverkehrs im VRR-Gemeinschaftstarif dies erforderlich macht; ergänzend ist zur 
Antragstellung, zum Bewilligungsverfahren und zu den Ausgleichsmechanismen die 
Richtlinie zur Finanzierung des ÖSPV im Verkehrsverbund Rhein-Ruhr entsprechend 
anzuwenden, soweit die Anlage 2 keine speziellere Regelung enthält; die jeweils ak-
tuelle Fassung dieser Finanzierungsrichtlinie des VRR ist im Internet-Auftritt des VRR 
abrufbar (www.vrr.de). 

 
§ 5 Unternehmen, die für die Anwendung der Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbildungs-

verkehrs im VRR-Gemeinschaftstarif eine Ausgleichsleistung für gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen erhalten, und anderen betrieblichen Tätigkeiten als der Beförderung von 
Fahrgästen mit Fahrausweisen des VRR-Gemeinschaftstarifs nachgehen, haben eine 
Trennungsrechnung einzurichten. Die Durchführungsvorschriften für die Trennungs-
rechnung ergeben sich aus Nr. 5 des Anhangs zur VO (EG) Nr.1370/2007 sowie dem 
entsprechend anzuwendenden Abschnitt 6 der Finanzierungsrichtlinie des VRR. Die 
Schlüsselung von Querschnittsfunktionen hat nach den Grundsätzen der Sachgerech-
tigkeit und Stetigkeit zu erfolgen. Die Trennungsrechnung muss den gleichen Zeitraum 
wie die Jahresabschlüsse umfassen. 

 
§ 6 Unternehmen, die für die Anwendung der Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbildungs-

verkehrs im VRR-Gemeinschaftstarif eine Ausgleichsleistung für gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen erhalten, verpflichten sich, die Regeln der Nrn. 1 bis 6 des Anhangs zur 
VO (EG) Nr. 1370/2007 einzuhalten. Näheres regeln die entsprechend anzuwendenden 
Abschnitte 5 und 8 Finanzierungsrichtlinie des VRR. 

 
§ 7 Der Anreiz zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung einer wirtschaftlichen Geschäftsfüh-

rung gemäß Nr. 7 Anstr. 1 des Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 ergibt sich u. a. da-
raus, dass die Betreiber der Personenverkehrsdienste im VRR das Marktrisiko tragen. 
Der Anreiz zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung der Erbringung von Personenver-
kehrsdiensten ausreichend hoher Qualität gemäß Nr. 7 Anstr. 2 des Anhangs zur VO 
(EG) Nr. 1370/2007 ergibt sich u. a. aus dem Nahverkehrsplan des VRR und dem jewei-
ligen Nahverkehrsplan der lokalen Aufgabenträger. Näheres regelt die Anlage 4 der 
AusbV-RL. 
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§ 8 Als Durchführungsvorschriften für die Aufteilung der Einnahmen aus dem Fahrschein-

verkauf gemäß Art. 4 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 werden die Regelungen des VRR-
Einnahmenaufteilungsvertrages und der VRR-Einnahmenaufteilungsrichtlinie festgelegt. 

 
§ 9 Die Erfüllung der Veröffentlichungspflicht gemäß Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 

erfolgt bezogen auf diese allgemeine Vorschrift durch die VRR AöR. 
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Anlage 2 
 
 
1. Zu gewährende Ausgleichsleistung 
 
Dem gemäß § 4 Buchstabe c) der Richtlinie zu gewährenden Ausgleichsleistung liegt der 
nach folgender Ziff. 2 dieser Anlage zu berechnende Ausgleichsbetrag zugrunde. Die Aus-
gleichsleistung ist jedoch begrenzt auf den nach folgender Ziff. 3 dieser Anlage zu berech-
nenden Finanzierungsbetrag nach §11a ÖPNVG NRW. 
 
Der Ausgleichsbetrag stellt nur die Soll-Ausgleichsleistung gem. Artikel 4 Abs. 1 VO (EG) Nr. 
1370/2007 dar. Der Finanzierungsbetrag ist dagegen begrenzt auf die Ausgleichsleistung, 
die sich nach  Ziff. 3 dieser Anlage ergibt. 
 
 
 
2. Berechnung des Ausgleichsbetrags 
 
2.1 Ausgleichsvoraussetzungen 

Im Verkehr mit Straßenbahnen und Obussen sowie im Linienverkehr mit Kraftfahr-
zeugen nach den §§ 42 und 43 Nr. 2 PBefG ist dem Unternehmer für die Beförderung 
von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs auf Antrag ein Aus-
gleich nach Maßgabe von Ziff. 2.2  zu gewähren, wenn und soweit 
 
1. der Ertrag aus den für diese Beförderungen genehmigten Beförderungsentgelten 

zur Deckung der nach Ziff. 2.3 zu errechnenden Kosten nicht ausreicht, und 
2. die Unternehmen die jeweils die von den Genehmigungsbehörden, nach Beantra-

gung der Zustimmung zu einer Anpassung der in den genannten Verkehrsformen 
erhobenen Beförderungsentgelte an die Ertrags- und Kostenlage durch die VRR 
AöR, zugestimmten Beförderungsentgelte, Beförderungsbedingungen und Tarif-
bestimmungen des VRR-Gemeinschaftstarifs für Zeitfahrausweise des Ausbil-
dungsverkehrs anwenden. 

 
Voraussetzung dafür ist, dass die Verkehrsunternehmen den Gemeinschaftstarif für 
den Verkehrsverbund Rhein-Ruhr sowie ggf. den landesweiten Tarif gemäß § 5 Abs. 
3 ÖPNVG NW anwenden oder zumindest anerkennen; die von den Verkehrsunter-
nehmen angewendeten Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs müssen 
darüber hinaus die Tarife für die entsprechenden allgemeinen Zeitfahrausweise in ih-
rer Höhe spätestens ab dem 1. August 2012 um mehr als 20 vom Hundert unter-
schreiten. 

 
2.2 Auszubildende 

Auszubildende im Sinne dieser allgemeinen Vorschrift sind 
 
1. schulpflichtige Personen bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres; 
2. nach Vollendung des 15. Lebensjahres 

a) Schüler und Studenten öffentlicher, staatlich genehmigter oder staatlich 
anerkannter privater 
– allgemeinbildender Schulen, 
– berufsbildender Schulen, 
– Einrichtungen des zweiten Bildungsweges, 
– Hochschulen, Akademien 
 mit Ausnahme der Verwaltungsakademien, Volkshochschulen, Land-

volkhochschulen; 
b) Personen, die private Schulen oder sonstige Bildungseinrichtungen, die 

nicht unter Buchstabe a fallen, besuchen, sofern sie auf Grund des Be-
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suchs dieser Schulen oder Bildungseinrichtungen von der Berufsschul-
pflicht befreit sind oder sofern der Besuch dieser Schulen und sonstigen 
privaten Bildungseinrichtungen nach dem Bundesausbildungsförderungs-
gesetz förderungsfähig ist; 

c) Personen, die an einer Volkshochschule oder einer anderen Einrichtung 
der Weiterbildung Kurse zum nachträglichen Erwerb des Hauptschul- o-
der Realschulabschlusses besuchen; 

d) Personen, die in einem Berufsausbildungsverhältnis im Sinne des Berufs-
bildungsgesetzes oder in einem anderen Vertragsverhältnis im Sinne des 
§ 26 des Berufsbildungsgesetzes stehen, sowie Personen, die in einer 
Einrichtung außerhalb der betrieblichen Berufsausbildung im Sinne des § 
43 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes, § 36 Abs. 2 der Handwerksord-
nung, ausgebildet werden; 

e) Personen, die einen staatlich anerkannten Berufsvorbereitungslehrgang 
besuchen; 

f) Praktikanten und Volontäre, sofern die Ableistung eines Praktikums oder 
Volontariats vor, während oder im Anschluss an eine staatlich geregelte 
Ausbildung oder ein Studium an einer Hochschule nach den für Ausbil-
dung und Studium geltenden Bestimmungen vorgesehen ist; 

g) Beamtenanwärter des einfachen und mittleren Dienstes sowie Praktikan-
ten und Personen, die durch Besuch eines Verwaltungslehrgangs die 
Qualifikation für die Zulassung als Beamtenanwärter des einfachen oder 
mittleren Dienstes erst erwerben müssen, sofern sie keinen Fahrtkosten-
ersatz von der Verwaltung erhalten; 

h) Teilnehmer an einem freiwilligen sozialen Jahr oder an einem freiwilligen 
ökologischen Jahr oder vergleichbaren sozialen Diensten. 

 
Die Berechtigung zum Erwerb von Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs ge-
mäß den Tarifbedingungen der VRR AöR hat sich der Verkehrsunternehmer vom 
Auszubildenden nachweisen zu lassen. In den Fällen der Ziff. 2.2. 1. Absatz Nr. 2 
Buchstaben a bis g geschieht dies durch Vorlage einer Bescheinigung der Ausbil-
dungsstätte oder des Ausbildenden, in den Fällen der Ziff. 2.2 1. Absatz Nr. 2 Buch-
stabe h durch Vorlage einer Bescheinigung des Trägers der jeweiligen sozialen 
Dienste. In der Bescheinigung ist zu bestätigen, dass die Voraussetzung der Ziff. 2.2 
1. Absatz Nr. 2 gegeben ist. Die Bescheinigung gilt längstens ein Jahr. 

 
2.3 Als Ausgleich werden maximal 50 vom Hundert des Unterschiedsbetrages zwischen 

dem Ertrag, der in den in Ziff. 2.1 genannten Verkehrsformen für die Beförderung von 
Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs erzielt worden ist, und 
dem Produkt aus den in diesem Verkehr geleisteten Personen-Kilometern und den 
durchschnittlichen verkehrsspezifischen Kosten gewährt.  

 
2.3.1 Personen-km 

Personen-Kilometer werden durch Multiplikation der Linienbeförderungsfälle mit der 
mittleren Reiseweite ermittelt. 
 
Die zur Ermittlung der Personen-km maßgeblichen Linienbeförderungsfälle des unter 
Ziff. 2.2 definierten Personenkreises ergeben sich aus der Einnahmenaufteilung des 
VRR. Sie beinhalten die Bewertung mit Fahrtenhäufigkeiten und Gültigkeitstagen. Es 
werden nur die in als Schulfahrten definierten Zeiten erfassten Linienbeförderungsfäl-
le berücksichtigt. 
 
Näheres regeln der Einnahmenaufteilungsvertrag und die VRR-Einnahmenauf-
teilungsrichtlinie.  
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Die Ausgleichsleistungen werden aus Gründen der Gleichbehandlung sowie zur Ver-
waltungsvereinfachung mit der Maßgabe gewährt, dass die für das Jahr 2006 festge-
setzte mittlere Reiseweite gemäß § 3 PBefAusglV für die Ermittlung des Aus-
gleichsbetrags bis einschließlich des Jahres 2015 zugrunde gelegt wird. 
 
Wurde für ein Verkehrsunternehmen im Jahr 2006 keine mittlere Reiseweite gemäß § 
3 PBefAusglV festgesetzt, so werden bei der Ermittlung des Ausgleichsbetrags fol-
gende Durchschnittswerte zugrunde gelegt: 
 
– 5 Kilometer, wenn überwiegend Orts- und Nachbarortslinienverkehr, 
– 8 Kilometer, wenn überwiegend sonstiger Linienverkehr (Überlandlinienverkehr) 

 
Wird in diesem Fall oder bei Ablauf der Festschreibung der mittleren Reiseweite 
nachgewiesen, dass von den Durchschnittswerten dieser mittleren Reiseweite im 
Ausbildungsverkehr jeweils um mehr als 25 vom Hundert (nach oben oder nach un-
ten) abgewichen wird, sind der Berechnung des Ausgleichsbetrags die nachgewiese-
nen Werte zugrunde zu legen und festzuschreiben. Die Abweichung von dem Durch-
schnittswert für die mittlere Reiseweite ist nachzuweisen 

1. auf Grund der verkauften Streckenzeitfahrausweise nach den erfassten tat-
sächlichen Entfernungen oder nach den mittleren Werten der Entfernungsstu-
fen der genehmigten Beförderungsentgelte oder 

2. durch Verkehrszählung oder 
3. in sonstiger geeigneter Weise. 

 
2.3.2 durchschnittliche verkehrsspezifische Kosten 

Für die Festlegung der pauschalen Kostensätze gemäß Ziff. 2.3 gelten die in der An-
lage zur PBefAusglV aufgeführten Kostenbestandteile. Soweit in dieser Anlage nichts 
anderes festgelegt ist, ist in Zweifelsfällen sinngemäß nach den Leitsätzen für die 
Preisermittlung auf Grund von Selbstkosten, Anlage zur Verordnung PR Nr. 30/53 
über die Preise bei öffentlichen Aufträgen vom 21. November 1953 (BAnz. Nr. 244 
vom 18. Dezember 1953) zu verfahren; hierbei bleiben kalkulatorische Kosten, soweit 
sie in der Anlage nicht ausdrücklich aufgeführt sind, außer Ansatz. 
 
Die Kostensätze in Cent/Pkm werden wie folgt festgelegt: 
 

 Kostensatzgruppe Kostensatz in Cent/Pkm 
für das Basisjahr 2006 

(letztmalige Festlegung durch 
das Land NRW) 

 1 (Unternehmen, die überwiegend Orts- und 
Nachbarortslinienverkehr mit Straßenbahnen 
oder Obussen und Omnibussen betreiben) 

26,05 

 2 (Unternehmen, die überwiegend Orts- und 
Nachbarortslinienverkehr mit Omnibussen in 
Gemeinden mit mehr als 100 000 Einwohnern 
betreiben) 

20,36 

 3 (Unternehmen, die überwiegend Orts- und 
Nachbarortslinienverkehr mit Omnibussen in 
Gemeinden mit bis zu 100 000 Einwohnern be-
treiben) 

17,16 

 4 (Unternehmen, die überwiegend sonstigen 
Linienverkehr (Überlandlinienverkehr) mit Omni-
bussen betreiben) 

12,96 

 
Diese Kostensätze unterliegen einer jährlichen Aktualisierung gemäß Anlage 9 FiRiLi.  
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2.3.3 Erträge 
Als Erträge im Sinne von Ziff. 2.3 sind die Einnahmenansprüche des unter Ziff. 2.2 
definierten Personenkreises aus der Einnahmenaufteilung des VRR, die Einnahmen 
aus landesweiten und verbundübergreifenden Tarifen, die Einnahmen aus dem er-
höhten Beförderungsentgelt im Ausbildungsverkehr und die von den Verkehrsunter-
nehmen vereinnahmten Eigenanteile für Schülertickets gemäß § 97 SchulG NRW an-
zusetzen. Es werden nur die in als Schulfahrten definierten Zeiten erzielten Einnah-
menansprüche berücksichtigt. 
 
Näheres regeln der Einnahmenaufteilungsvertrag und die VRR-Einnahmenauf-
teilungsrichtlinie. Die vorgenannten Erträge stehen den Verkehrsunternehmen zu. 

 
 
 
3. Berechnung des Finanzierungsbetrages 
 
3.1 Das Land gewährt dem VRR aus Landesmitteln eine jährliche Pauschale. Sie beträgt 

im Jahr 2011 landesweit 100 Millionen EUR und ab dem Jahr 2012 jährlich landes-
weit 130 Millionen EUR. Der auf den VRR entfallende Anteil ergibt sich gem. der Auf-
teilung in Anlage 2a VV-ÖPNVG NRW. 

 
Die Pauschale wird gemäß Anlage 2a VV-ÖPNVG NRW auf die Aufgabenträger ver-
teilt im Verhältnis des auf sie örtlich entfallenden Anteils an den landesweit für das 
Kalenderjahr 2008 im Jahr 2009 festgesetzten Ausgleichsansprüchen nach § 45a 
PBefG. Die Zuordnung der Ausgleichsansprüche der Verkehrsunternehmen, die im 
Gebiet mehrerer Aufgabenträger tätig sind, zum jeweiligen Aufgabenträger erfolgt 
nach dem auf ihn entfallenden Anteil an den vom Verkehrsunternehmen im Jahr 2008 
insgesamt landesweit erbrachten Wagenkilometern im Straßenbahn- und O-
Busverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gemäß §§ 42, 43 Nummer 2 
PBefG. 
 
Die Summe der Finanzierungsbeträge und der Weiterleitungsprozentsätze gemäß 
§ 11a Abs. 2 Satz 1 ÖPNVG NRW je Gebietskörperschaft ergeben sich aus Anlage 3 
zur AusbV-RL. 
 

3.2 Der VRR setzt den sich aus der Anlage 2a VV-ÖPNVG NRW ergebenden Vomhun-
dertsatz der auf die Aufgabenträger entfallenden Pauschale als Ausgleich zu den 
Kosten ein, die bei der Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbil-
dungsverkehrs im Straßenbahn-, O-Busverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeu-
gen gemäß §§ 42, 43 Nummer 2 PBefG entstehen und nicht durch entsprechende 
Fahrgeldeinnahmen gedeckt werden. Maßstab für die Verteilung des Anteils der 
Pauschale nach Satz 1 sind die Erträge im Ausbildungsverkehr des jeweiligen Jahres 
der Verkehrsunternehmen im Gebiet der jeweiligen Aufgabenträger. Die Zuordnung 
der Erträge der Verkehrsunternehmen, die im Gebiet mehrerer Aufgabenträger tätig 
sind, zum jeweiligen Aufgabenträger erfolgt nach dem auf ihn entfallenden Anteil an 
den vom Verkehrsunternehmen im jeweiligen Jahr insgesamt landesweit erbrachten 
Wagenkilometern im Straßenbahn- und O-Busverkehr sowie im Linienverkehr mit 
Kraftfahrzeugen gemäß §§ 42, 43 Nummer 2 PBefG. 
 
Reichen diese Finanzierungsbeträge nicht aus, um sämtliche nach Ziff. 2 berechne-
ten Ausgleichsansprüche zu erfüllen, werden diese im Verhältnis der Finanzierungs-
beträge zur Summe aller nach Ziff. 2 berechneten Ausgleichsbeträge gekürzt. 
 
Im Falle einer Änderung der Aufgabenträgerschaft sind die Anteile entsprechend an-
zupassen. 
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3.3 Soweit es die örtlichen Beschlüsse zulassen, werden 12,5 vom Hundert der auf den 
Aufgabenträger entfallenen Ausbildungsverkehr-Pauschale diskriminierungsfrei an-
hand des Schlüssels der Ziff. 3.2 als weiteren Ausgleich zu den Kosten, die bei der 
Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs im Stra-
ßenbahn-, O-Busverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gemäß §§ 42, 43 
Nummer 2 PBefG entstehen und nicht durch entsprechende Fahrgeldeinnahmen ge-
deckt werden, an die bedienenden öffentlichen und privaten Verkehrsunternehmen 
weitergeleitet. 

 
Der Verwendungsnachweis wird gem. Ziff. 4.4 geführt. 

 
3.4 Beansprucht ein Aufgabenträger 12,5 vom Hundert der auf den Aufgabenträger ent-

fallenen Ausbildungsverkehr-Pauschale für sich, so werden diese von der VRR AöR 
an den Aufgabenträger zur Finanzierung von Maßnahmen, die der Fortentwicklung 
von Tarif- und Verkehrsangeboten sowie Qualitätsverbesserungen im Ausbildungs-
verkehr dienen, oder für die mit der Abwicklung der Pauschale verbundenen Aufwen-
dungen verwendet oder hierfür diskriminierungsfrei an öffentliche oder private Ver-
kehrsunternehmen, Gemeinden, Zweckverbände oder juristische Personen des priva-
ten Rechts, die Zwecke des ÖPNV verfolgen, weitergeleitet. 

 
Die Härtefallregelung des Erlasses des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, 
Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen vom 21. Dezember 2010 
kann zur Anwendung kommen.  

 
Gegenüber der VRR AöR ist ein Verwendungsnachweis über die zweckentsprechen-
de Verwendung der Mittel bis zum 30. Juni des Folgejahres zu führen. Ziff. 8.1 FiRiLi 
gilt entsprechend. Soweit diese Mittel an Verkehrsunternehmen weitergeleitet wer-
den, umfasst der Verwendungsnachweis auch die Einhaltung der §§ 5 bis 7 der 
AusbV-RL sowie die Rechtskonformität der Weiterleitung. Im Weiteren wird auf Ziff. 
7.1 der ANBest-P (Anlage 5 zur FiRiLi) verwiesen. 

 
 
 
4. Verfahren 
 
4.1 Antrag 

Der Antrag auf Gewährung eines Ausgleichs ist vom Unternehmer bis zum 31. Okto-
ber jeden Jahres für das folgende Kalenderjahr bei der VRR AöR zu stellen. Der An-
trag ist nach dem VRR-weiten Muster zu stellen. Bei einem von mehreren Unterneh-
mern gebildeten zusammenhängenden Liniennetz mit einheitlichen oder verbunde-
nen Beförderungsentgelten kann auch eine Gemeinschaftseinrichtung dieser Unter-
nehmer die Anträge für ihre Mitglieder stellen. 
 
Der Antragsteller hat auf Aufforderung der VRR AöR eine Bescheinigung eines Wirt-
schaftsprüfers oder einer von der Genehmigungsbehörde anerkannten Stelle oder 
Person über die Richtigkeit der Angaben beizubringen. Bestehen Zweifel an der Rich-
tigkeit der Angaben, kann die VRR AöR weitere Nachweise verlangen. 
 

4.2 Vorauszahlungsbescheid 
Der Vorauszahlungsbescheid ist schriftlich zu erlassen und dem Antragsteller zuzu-
stellen. Wird dem Antrag nicht oder nicht in vollem Umfang entsprochen, ist die Ent-
scheidung schriftlich zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen. 

 
 
 



  Seite 9 von 9 

4.3 Änderungen der Voraussetzungen 
Jede Änderung der Tatsachen, die der Berechnung des Ausgleichs zugrunde liegen, 
ist unverzüglich der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. 

 
4.4 Verwendungsnachweis 

Der Verwendungsnachweis wird von Amtswegen durch die VRR AöR geführt. 
 
 
 
4. Auszahlungen und Schlussbescheid 
 
70 vom Hundert der Pauschale werden zum 15. Mai, die restlichen 30 vom Hundert zum 15. 
Oktober des jeweiligen Jahres ausgezahlt. Bei der Verwendung und Weiterleitung der Pau-
schale sind haushaltsrechtliche Bindungen und sonstige gesetzliche Bestimmungen zu be-
achten. 
 
Die Verzinsung richtet sich nach § 7 Abs. 6 Satz 3 Einnahmenaufteilungsvertrag. 
 
Der Schlussbescheid wird von der VRR AöR von Amtswegen nach jeweiliger Beschlussfas-
sung zur Einnahmenaufteilung erstellt. 
 


